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Bewertung der Sondierungsergebnisse aus integrations- und migrationspolitischer Sicht 

SPD-Position im Wahlkampf & BPT-
Beschluss 

Ergebnis der Sondierungen Bewertung 

BPT 2017: „Menschen, die vor Krieg und 
Verfolgung fliehen müssen, erhalten 
unseren uneingeschränkten Schutz. Eine 
Obergrenze, die diesen Grundsatz in Frage 
stellt, lehnen wir ab.“ 

 

Das Sondierungsergebnis liegt nah 
beim Kompromiss zwischen CDU 
und CSU: „Wir wollen erreichen, 
dass die Gesamtzahl der 
Aufnahmen aus humanitären 
Gründen (…) die Zahl von 200.000 
Menschen im Jahr nicht 
übersteigt. Dazu legen wir 
konkrete Maßnahmen fest, die die 
Einhaltung dieses Rahmens 
sichern“. Zwar tauchte auch dort 
nicht „Obergrenze“ auf, aber 
führende SPDler sprachen zu 
Recht von Obergrenze. Auch, 
wenn das rechtlich nicht 
umgesetzt werden könnte. Das 
Sondierungspapier ist an dieser 
Stelle CSU pur. 

In der Flüchtlingspolitik sollen alle EU-
Mitgliedsstaaten Verantwortung 
übernehmen. Wir wollen eine solidarische 
Verteilung der Aufgaben für Flüchtlingshilfe 
und eine einheitliche Entscheidungspraxis in 
der Europäischen Union. Wir akzeptieren 
nicht länger, dass sich einzelne 
Mitgliedstaaten dem gemeinsam 
beschlossenen europäischen Asylsystem 
verweigern. Wir werden es so weiter 
entwickeln, dass es den aktuellen 
Anforderungen gerecht wird. 

 
Hier kommt es darauf an, dass das 
Asylsystem auf einem „hohen 
Niveau“ auf eine gemeinsame 
Basis gestellt wird. Bei den 
aktuellen Verhältnissen in der EU 
mehr als unwahrscheinlich.  
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Wahlprogramm: „Fluchtursachen wollen wir 
mit außen-, sicherheits- und 
entwicklungspolitischen Initiativen 
bekämpfen. Es ist unser Ziel, zerfallende 
Staaten zu stabilisieren und Gewalt und 
Bürgerkriege einzudämmen. Wir setzen uns 
darum für eine neue Abrüstungsinitiative, 
den Ausbau der Entwicklungs-
zusammenarbeit, faire internationale 
Handelsbeziehungen und für die weltweite 
Achtung der Menschenrechte ein. 
Geflüchteten Menschen wollen wir 
frühzeitig dort helfen, wo sie sich zunächst 
in Sicherheit gebracht haben. Das 
Flüchtlingshilfswerk der Vereinten  Nationen 
(UNHCR) benötigt dafür eine angemessene 
Ausstattung und kontinuierliche 
Finanzierung.“ 

 

Wichtiger Aspekt, der SPD-
Forderungen entspricht. Jedoch 
muss bei diesem Thema endlich 
ernst gemacht werden. Punkte, 
wie die Aufrechterhaltung des 
Subventionsumfangs für die 
europäische Landwirtschaft, 
widersprechen bspw. faireren 
Handelsbeziehungen.  

Wahlprogramm: „Die Außengrenzen müssen 
besser vor illegalen Grenzübertritten 
geschützt werden... Wir wollen daher das 
Mandat und die Arbeit von Frontex, der 
europäischen Agentur für die Grenz- und 
Küstenwache, stärken. Dabei werden wir 
dafür Sorge tragen, dass die Gefahren für 
Flüchtende reduziert und das Gebot der 
Nicht-Zurückweisung eingehalten wird. 
Zusätzlich setzen wir uns für ein 
europäisches Seenotrettungsprogramm ein. 
Wir müssen das Sterben im Mittelmeer 
beenden.“ 
 

 

Das Sondierungsergebnis ist allein 
auf den Grenzschutz fokussiert. 
Bspw. findet sich nichts von 
Seenotrettungsprogrammen 
wieder. Eher „nur“ enttäuschend 
dieser Abschnitt.  
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Wahlprogramm: „In der Flüchtlingspolitik 
sollen alle EU-Mitgliedsstaaten 
Verantwortung übernehmen. Wir wollen 
eine solidarische Verteilung der Aufgaben 
für Flüchtlingshilfe und eine einheitliche  
Entscheidungspraxis in der Europäischen 
Union.“ 

 

Ok, wenn nicht die Einschränkung 
durch die Gegenrechnung mit der 
„Größenordnung des Zugangs 
humanitär Schutzsuchender“  
gemacht würde.  

Wahlprogramm: „Familiennachzug und das 
Zusammenleben in der Familie tragen zu 
einer guten Integration bei. Deshalb werden 
wir die temporäre Aussetzung des 
Familiennachzugs nicht verlängern.“ 
 
BPT 2017: „Familiennachzug und das 
Zusammenleben in der Familie tragen zu 
einer guten Integration bei. Deshalb wollen 
wir die temporäre Aussetzung des 
Familiennachzugs nicht verlängern.“ 

 

 

Zum Familiennachzug haben wir x 
Beschlüsse gefasst und Bedeutung 
für die Integration hervorgehoben. 
Bspw. durch Aydan Özoguz: „Es ist 
kaum erträglich, wenn 
Flüchtlingskinder ohne ihre Eltern 
bei uns leben müssen. Gerade in 
diesen Fällen müssen wir schnelle 
Lösungen für eine 
Familienzusammenführung 
finden. Für mich ist klar: Die 
Aussetzung der 
Familienzusammenführung für 
subsidiär Geschützte muss im 
März 2018 wie beschlossen 
auslaufen.“ (1. Juni 2017) 
Diese zweite Obergrenze ist nicht 
tragbar und darf nicht durch die 
Sozialdemokratie legitimiert 
werden. 
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Wahlprogramm: „Mit einem 
Einwanderungsgesetz regeln wir transparent 
und verständlich, wer aus wirtschaftlichen 
Gründen nach Deutschland einwandern 
darf. Die Einwanderung qualifizierter 
Fachkräfte richtet sich nach den Interessen 
unseres Landes. Der Fachkräftemangel 
gefährdet unsere Wirtschaftskraft, unsere 
sozialen Sicherungssysteme und damit 
letztendlich auch unseren Wohlstand. Wir 
wollen deshalb ein Einwanderungsgesetz 
schaffen, mit dem wir den Zuzug 
qualifizierter Arbeitskräfte nach 
Deutschland besser steuern können. Es ist 
wichtig, im weltweiten Wettbewerb um die 
klügsten und innovativsten Köpfe an der 
Spitze zu stehen. Wir wollen ein flexibles 
und an der Nachfrage nach Fachkräften 
orientiertes Punktesystem nach 
kanadischem Modell einführen. Dabei 
werden Kriterien wie berufliche Abschlüsse, 
Berufserfahrung, Sprachkenntnisse, Alter 
und Integrationsfähigkeit berücksichtigt.“ 

 

Einziger Punkt in diesem Bereich, 
der an die SPD-Forderungen 
eingeht. Gerade die Verbesserung 
bei Geduldeten und die 3plus2-
Regelung könnten vielen 
Menschen helfen. Jedoch völlig 
unkonkret, wie auch das 
Einwanderungsgesetz. Aus dem 
Text könnte man auch einfach nur 
schließen, dass die bisherigen 
Regelungen nur zusammengeführt 
und das Migrationsrecht 
konsistent gemacht werden soll – 
was auch nicht schlecht wäre. 
Aber konkret hat es erst einmal 
wenig mit den SPD-Vorschlägen zu 
einem Einwanderungsgesetz – 
nicht mal begrifflich – zu tun.  

BPT 2017: „Wir müssen die Bemühungen für 
die Integration von Flüchtlingen erhöhen 
und die Unterstützung des Bundes für 
Städte und Gemeinden fortsetzen. Alle, die 
sich länger in Deutschland aufhalten, 
müssen in die Lage versetzt werden, unsere 
Sprache zu lernen und ihren Lebens-
unterhalt selbst zu verdienen. Deshalb 
wollen wir das Angebot an Sprachkursen 
und Kursen zur Arbeitsmarktintegration 
deutlich ausweiten.“ 

 

Ok, jedoch ist der reine Fokus nur 
auf Sprache nicht optimal.  Und 
die Angst vor einer „Verfestigung 
von Aufenthaltsrechten“ ist 
bezeichnend für den ganzen 
Abschnitt, der an jeder Stelle auch 
sprachlich die restriktive Politik 
untermalt.  
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Wahlprogramm: „Wir wollen gründliche und 
sorgfältige Asylverfahren. Zudem dauern die 
Verfahren immer noch viel zu lange. Unser 
Ziel bleibt, dass das zuständige Bundesamt 
besser und schneller entscheidet. Die dafür 
notwendigen Mittel werden wir weiterhin 
bereitstellen.  
 
Integrationsarbeit mit Schutzsuchenden soll 
bereits in der Erstaufnahme mit 
Sprachkursen, der Vermittlung unserer 
Werte und Extremismusprävention 
beginnen. Das ungebrochen große 
Engagement von Bürgerinnen und Bürgern 
erfüllt uns mit Stolz. Wir wollen die Arbeit 
der Helferinnen und Helfer noch stärker 
unterstützen. 
 
Wir wollen die Zahl der freiwilligen 
Rückkehrer unter den abgelehnten 
Asylbewerbern erhöhen. Um die freiwillige 
Ausreise weiter zu unterstützen, werden wir 
die Förderprogramme ausbauen.“ 

 

 

Die Asylzentren Namens ANkER 
ähneln dem Vorschlag von 
Transitzentren aus der 
Vergangenheit. Die SPD wies diese 
Idee strikt zurück und konnte 
schlimmstes verhindern. Eine alte 
CSU Idee unter neuem Namen. 
Maximaler Unterschied, ob die 
Zentren an der Grenze liegen 
werden oder sonst wo in 
Deutschland. Die Ideen zur 
Altersfeststellung bei Jugendlichen 
scheint die Union auch an dieser 
Stelle durchgesetzt zu haben. 
 
Der geplante automatische Status 
als „sicheres Herkunftsland“ ist 
jenseits von Gut und Böse. Die 
Sozialdemokratie hatte sich beim 
„Asylkompromiss“ 1992 schon 
gegen das Instrument der sicheren 
Herkunftsländer gewehrt. Es kann 
kein Instrument der Sozial-
demokratie sein. Außerdem haben 
wir in den vergangenen Jahren ge-
sehen, dass politisch beeinflusst, 
die Anerkennungsquote sehr 
schwanken konnte. Ein riesen 
NoGo für die Sozialdemokratie.  

Genauso problematisch, wie die Aufführung vieler restriktiver Elemente in der Flüchtlings- und Asylpolitik ist das komplette Fehlen eines Gestaltungsanspruchs 
unserer Einwanderungsgesellschaft. Es sollte klar sein, dass vor der Hintergrund unserer vielfältiger werdenden Gesellschaft eine fortschrittliche Politik 
notwendig sein wird, um den Zusammenhalt zu stärken. Dass dieser Part komplett fehlt, ist höchst problematisch. Hierfür stehen Themen aus dem SPD-
Wahlprogramm wie bspw. das Staatsbürgerschaftsrecht, die Antidiskriminierungspolitik, die Interkulturelle Öffnung oder die notwendigen strukturellen 
Veränderungen in der Integrations- und Migrationspolitik. 

 


